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P 95 Postulat Estermann Rahel und Mit. iiber eine umfassende
Digitalstrategie / Finanzdepartement

Das Postulat P 95 wurde auf die September-Session hin dringlich eingereicht.

Der Regierungsrat lehnt die dringliche Behandlung ab.
Rahel Estermann halt an der Dringlichkeit fest.

Rahel Estermann: Wir behandeln heute oder morgen die Motion M 557, welche eine
Digitalisierungsstrategie fuir den Kanton Luzern verlangt. Die Regierung will diese Motion
teilweise erheblich erklaren und die Strategie in Form eines Planungsberichts ausarbeiten.
Die SP hélt jedoch an der Motion fest. Aber auch mit der Erheblicherklarung ware das
Anliegen der Motion noch nicht abgedeckt. Es geht um die Reichweite des Begriffs
,Digitalisierung®. Aus unserer Sicht umfasst die Digitalisierung mehr als nur effizientere
Verwaltungsprozesse, und es braucht einen umfassenden Bericht, der sehr viel mehr
Themenbereiche einschliesst. Dieses Anliegen ist mit der Motion nicht abgedeckt. Es ist
nicht sinnvoll, unser Anliegen einer umfassenden Digitalstrategie erst dann vorzubringen,
wenn der Planungsbericht vorliegt, denn dann miisste dieser zur Uberarbeitung
zuruckgewiesen werden. Sofern Sie der Dringlichkeit zustimmen, stelle ich einen Antrag zur
Traktandenliste, damit mein Postulat P 95 zusammen mit der Motion M 557 behandelt wird.
Dieses Vorgehen ist effizient und zielgerichtet. Im Namen der Fraktion der Griinen und
Jungen Grinen bitte ich Sie, der Dringlichkeit zuzustimmen.

Fur den Regierungsrat spricht Finanzdirektor Reto WYyss.

Reto Wyss: lhre Regeln besagen, dass ein Vorstoss dann nicht dringlich ist, wenn das
Thema bei der Beratung eines anderen Geschéfts in derselben Session eingebracht werden
kann. Die Motion M 557 ist traktandiert, und es besteht die Mdglichkeit, Uber alle Fragen zu
diskutieren. Ich bitte Sie, die dringliche Behandlung abzulehnen.

Der Rat lehnt die dringliche Behandlung mit 99 zu 16 Stimmen ab. Die nétige
Zweidrittelsmehrheit wurde nicht erreicht.
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Das Postulat P 95 wurde auf die September-Session hin dringlich eingereicht.

Der Regierungsrat lehnt die dringliche Behandlung ab.

Rahel Estermann hält an der Dringlichkeit fest.

Rahel Estermann: Wir behandeln heute oder morgen die Motion M 557, welche eine Digitalisierungsstrategie für den Kanton Luzern verlangt. Die Regierung will diese Motion teilweise erheblich erklären und die Strategie in Form eines Planungsberichts ausarbeiten. Die SP hält jedoch an der Motion fest. Aber auch mit der Erheblicherklärung wäre das Anliegen der Motion noch nicht abgedeckt. Es geht um die Reichweite des Begriffs „Digitalisierung“. Aus unserer Sicht umfasst die Digitalisierung mehr als nur effizientere Verwaltungsprozesse, und es braucht einen umfassenden Bericht, der sehr viel mehr Themenbereiche einschliesst. Dieses Anliegen ist mit der Motion nicht abgedeckt. Es ist nicht sinnvoll, unser Anliegen einer umfassenden Digitalstrategie erst dann vorzubringen, wenn der Planungsbericht vorliegt, denn dann müsste dieser zur Überarbeitung zurückgewiesen werden. Sofern Sie der Dringlichkeit zustimmen, stelle ich einen Antrag zur Traktandenliste, damit mein Postulat P 95 zusammen mit der Motion M 557 behandelt wird. Dieses Vorgehen ist effizient und zielgerichtet. Im Namen der Fraktion der Grünen und Jungen Grünen bitte ich Sie, der Dringlichkeit zuzustimmen.

Für den Regierungsrat spricht Finanzdirektor Reto Wyss.

Reto Wyss: Ihre Regeln besagen, dass ein Vorstoss dann nicht dringlich ist, wenn das Thema bei der Beratung eines anderen Geschäfts in derselben Session eingebracht werden kann. Die Motion M 557 ist traktandiert, und es besteht die Möglichkeit, über alle Fragen zu diskutieren. Ich bitte Sie, die dringliche Behandlung abzulehnen.

Der Rat lehnt die dringliche Behandlung mit 99 zu 16 Stimmen ab. Die nötige Zweidrittelsmehrheit wurde nicht erreicht.



